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Doppelalimentation von Europaabgeordneten 
- Gesetzeslücke oder Fehlinterpretation? -
Von Universitätsprofessor Dr. Hans Herbert von Arnim, Speyer* 
Seit Inkrafttreten des Abgeordnetenstatuts des Europäi-
schen Parlaments am 14. Juli 2009 "kassieren" viele deut-
sche Europaabgeordnete, die eine Pension als ehemalige 
Beamte oder Regierungsmitglieder eines Bundeslandes 
beziehen, "doppelt".1 Das ist mit dem Grundsatz, dass es 
keine Doppelalimentation aus öffentlichen Kassen geben 
darf, unvereinbar. Zudem verstößt es gegen das Verbot 
unangemessen hoher Bezahlung von Abgeordneten und 
das Gebot der Wirtschaftlichkeit. hn Bund besteht eine 
scharfe Anrechnungsregelung, die die Verwaltungen der 
Länder aber auf ihre Ruhestandsbeamten nicht anwen-
den. Viele Länder sehen sich in Bezug auf die Höhe der 
Anrechnung in einem Dilemma: Im Parallelfall von Land-
tagsabgeordneten, die neben ihrer Entschädigung Pensio-
nen aus früherer Regierungs- oder Beamtentätigkeit er-
halten, haben sich nämlich aufgrund laxer oder fehlender 
Anrechnungsvorschriften Privilegien eingeschlichen. 
Was sollen die Länder nun für ihre Europaabgeordneten 
zum Vorbild nehmen: die strenge Vorschrift des Bundes 
oder die großzügigen Regelungen für ihre Landtagsabge-
ordneten? 
• Anmerkung der Schriftleitung: Der Autor lehrt als pensionier-
ter Universitätsprofessor an der Deutschen Hochschule für 
Verwaltungswissenschaften Speyer und ist Mitglied des dorti-
gen Forschungsinstituts für öffentliche Verwaltung. Er dankt 
seinem Kollegen Heinrich A. Wolff (Universität Frankfurt/O.) 
für wertvolle Anmerkungen zum Manuskript. 
1 So für den Fall des ehemaligen saarländischen Ministers und 
jetzigen Europaabgeordneten Jo Leinen: Dirk Hoeren, Dieser 
Abgeordnete kann doppelt kassieren, Bild-Zeitung v. 
25.8.2009. Siehe auch Detlef Drewes, EU-Abgeordnete im 
Schussfeld: Kassieren sie doppelt ab?, Saarbrücker Zeitung v. 
26.8.2009; Anja Ingenrieth, Die Europaabgeordneten und ihre 
Renten, Weser-Kurier v. 26.8.2009. Siehe auch schon Hans 
Herbert von Arnim, Volksparteien ohne Volk, 2009, S. 348-351. 
In diesen Beiträgen wurde der Einzelfall Jo Leinen angespro-
chen, die Gesamtproblematik aber noch nicht behandelt. 
Ansatzweise geschah dies dann in "Der Spiegel" v. 21.9.2009, 
S. 20 ("EU-Abgeordnete: Deutsche Doppelverdiener"), und in 
der Sendung des Fernsehen-Magazins "Report Mainz", ARD, 
26.10.2009. 
I. Europaabgeordnete mit Versorgungsanspruch 
aus einer früheren Tätigkeit als Minister oder 
Beamter 
1. Ehemalige Beamte und Regierungsmitglieder 
des Bundes 
Ausgangspunkt ist die Anrechnungsregelung für Mitglie-
der des Bundestages. Sie besagt Folgendes: Erhält ein Ab-
geordneter, der früher Regierungsmitglied oder Beamter 
war, daraus eine Versorgung, so wird die Entschädigung 
um 80 Prozent der Versorgung gekürzt. Dem Abgeordne-
ten verbleibt also noch ein Betrag, der 20 Prozent seiner 
Versorgung umfasst. Die Kürzung darf aber natürlich 
nicht höher sein als die Entschädigung, damit der Betrof-
fene insgesamt nicht weniger bekommt, als er ohne Über-
nahme des Abgeordnetenmandats erhielte. 2 Im Ergebnis 
wird die Versorgung um 80 Prozent oder die Entschädi-
gung um 100 Prozent gekürzt, wobei der kleinere der bei-
den Kürzungsbeträge zum Zuge kommt. Das ist durch das 
Verbot der Doppelalimentation gedeckt3 und gilt für pen-
sionsberechtigte ehemalige Regierungsmitglieder und 
Beamte des Bundes und der Länder in gleicher Weise. 
Diese für Bundestagsabgeordnete geltende Regelung 
wurde durch einen Verweis in § 13 Abs. 2 Europaabgeord-
netengesetz (EuAbgG) auch auf deutsche Europaabgeord-
nete erstreckt, galt bisher also auch für diese. Auch EU-
Abgeordneten, die eine Versorgung als frühere Landesbe-
amte oder Landesminister erhalten, wurde also die Ent-
schädigung bisher um 80 Prozent der Versorgung, höchs-
tens um die Entschädigung gekürzt. Dies ist auch 
angemessen. Selbst bei hundertprozentiger Streichung 
der Entschädigung bleibt noch ein finanzieller Anreiz, 
das Mandat zu übernehmen. Denn Europaabgeordnete 
2 Dieser Fall kann bei sehr hoher Versorgung eintreten. Dann 
kann ihre 80 %-Kürzung höher ausfallen, als die Entschädi-
gung beträgt. Damit die Kürzung dann im Ergebnis nicht 
100 % der Entschädigung überschreitet, bildet diese eine 
Obergrenze für die Anrechnung. So bleibt mindestens der 
volle Versorgungsbetrag erhalten (§ 29 Abs. 2 Sätze 2 und 4 
[Bundes-1AbgG i. V. m. § 13 Abs. 3 EuAbgG). 
3 BT-Drs. 14/2235 v. 30.11.1999, S. 6. 
Die Öffentliche Verwaltung - März 2010 - Heft 5 






